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I .  PR ÄA MB EL/  RECH TS-

G RUNDLAG EN 
Die Gleichstellung von Frauen und Männern 
ist ein Grundrecht gem. unserer Verfassung 
und in Artikel 3 Abs. 2, Satz 2 GG niederge-
legt. 
 
Das Gesetz zur Gleichstellung von Frauen 
und Männern für das Land Nordrhein-
Westfalen (Landesgleichstellungsgesetz - 
LGG) ist am 20.11.1999 in Kraft getreten. 
Dieses hat sich allen Vorurteilen und Quo-
tendebatten zum Trotz im öffentlichen 
Dienst als wirkungsvolles Förderinstrument 
bewiesen. Der Frauenanteil in Führungspo-
sitionen im öffentlichen Dienst ist deutlich 
gestiegen. Die Rahmenbedingungen zur 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf in den 
öffentlichen Verwaltungen werden von den 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern ge-
schätzt. Sie gewinnen als sogen. „soft Skills“ 
zunehmend Bedeutung bei der Gewinnung 
von Fach- und Führungskräften. 
 
Die Vorgaben und Ziele des LGG liegen 
nach wie vor der aktuellen Fortschreibung 
dieses Frauenförderplans zu Grunde. 
 
In der Stadtverwaltung Gladbeck sind heute 
in den unteren und mittleren Führungsposi-
tionen (Sachgebietsleitung) mehr Frauen als 
Männer tätig. Im Bereich der Amts- und 
Abteilungsleitungen ist der Anteil gegen-
über dem letzten Berichtszeitraum um 
nochmals 5% auf 29% gestiegen. 
 
Gleichwohl bleibt noch viel Raum zur weite-
ren Entwicklung, zumal auch in der Stadt-
verwaltung Gladbeck der demografische 
Wandel und die Haushaltssanierung spürba-
re Auswirkungen auf den Personalbestand 
haben werden. Qualifizierter Führungs-
nachwuchs muss heran wachsen und die 
Gesundheit der Beschäftigten bei einer län-
geren Lebensarbeitszeit erhalten werden. 

Im kommenden Förderzeitraum (2016-2018) 
geht es natürlich darum, weiter auf eine 
erfolgreiche konzeptionelle Frauenförde-
rung zu setzen, insbesondere im Hinblick 
auf die qualifizierte Besetzung von höheren 
Führungspositionen.  Besonderes Augen-
merk soll darüber hinaus weiterhin auf die 
Arbeitsbedingungen im Hinblick auf Fami-
lienpflichten für beide Geschlechter gelegt 
werden. 

I I .  AL LG EME IN E  HIN W EISE 
Als zentrales Steuerelement wurde im LGG 
die Aufstellung eines Frauenförderplanes 
für die Dauer von drei Jahren festgeschrie-
ben. 
 
Der 1. Frauenförderplan der Stadtverwal-
tung Gladbeck wurde vom Rat der Stadt 
Gladbeck in seiner Sitzung am 09.11.2000 
beschlossen. Die Fortschreibungen erfolg-
ten seitdem jeweils alle drei Jahre. Hiermit 
liegt nun der sechste Frauenförderplan für 
die Stadt Gladbeck vor. 
 
Die Verwaltung hat gemäß § 5 a Abs. 6 LGG 
zu Beginn des neuen Fortschreibungszeit-
raumes des Frauenförderplanes erneut ei-
nen Bericht über die Personalentwicklung 
und die durchgeführten Maßnahmen erar-
beitet und dem Rat gemeinsam mit der 
Fortschreibung des Frauenförderplanes vor-
gelegt. Der Bericht über die Personalent-
wicklung und die durchgeführten Maßnah-
men wird als Anlage 1 beigefügt. 
 
Im Aufbau und in der Struktur ist auch diese 
Fortschreibung an die bisherigen Textfas-
sungen angeglichen. Dies soll einerseits den 
Leserinnen und Lesern eine bessere Ver-
gleichbarkeit ermöglichen und andererseits 
den Anforderungen einer „Fortschreibung“ 
gerecht werden. 
 
Die im Frauenförderplan beschriebenen 
Maßnahmen stehen nicht im Widerspruch  
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zum Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz 
(AGG). Das AGG - am 18.08.2006 in Kraft 
getreten - setzt vier EU-Richtlinien in deut-
sches Recht um. Ziel des Gesetzes ist die 
Verhinderung oder Beseitigung von be-
stimmten Benachteiligungen. Eine unter-
schiedliche Behandlung - wie hier konkret 
die Frauenförderung - ist danach auch zu-
lässig, wenn durch geeignete und angemes-
sene Maßnahmen bestehende Nachteile 
wegen eines in § 1 AGG genannten Grundes 
verhindert oder ausgeglichen werden sollen. 

I I I .  GELTU NG SB ERE ICH 
Der Frauenförderplan gilt für die Stadtver-
waltung Gladbeck sowie für die eigenbe-
triebsähnliche Einrichtung „Zentraler Be-
triebshof Gladbeck - ZBG“.1 

IV .  ZIELE 
Das LGG verfolgt folgende Ziele: 
 Verwirklichung des Grundrechts auf 

Gleichberechtigung von Frau und Mann 
 Abbau der Unterrepräsentanz von Frauen 

im Beruf 
 Verbesserung der Vereinbarkeit von Be-

ruf und Familie 
 Verbesserung der Arbeitsbedingungen 
 Verbesserung der Arbeitszeitgestaltung 
 Aufwertung von Tätigkeiten an überwie-

gend mit Frauen besetzten Arbeitsplät-
zen. 

 
An diesen Zielsetzungen muss sich die Per-
sonalwirtschaft der Stadtverwaltung Glad-
beck weiterhin orientieren. 
 
Dem Bericht über die Personalentwicklung 
kann entnommen werden, dass sich der ho- 
 

 

he Frauenanteil im Personalbestand insge-
samt noch nicht in den Spitzenpositionen 
proportional widerspiegelt (s. Anlage I, Zif-
fer 1.5 „gläserne Decke“).2 
 
Bei gleicher Eignung, Befähigung und fach-
licher Leistung sind Frauen daher - in Berei-
chen, wo sie unterrepräsentiert sind - bei 
Gründung eines Beamten- oder eines Be-
schäftigtenverhältnisses bevorzugt einzu-
stellen, sofern nicht in der Person eines 
Mitbewerbers liegende Gründe überwiegen. 
Dies gilt auch für die Übertragung höher-
wertiger Aufgaben und für Beförderungen 
sowie Höhergruppierungen. 
 
Aber auch die Verbesserung der Wertschät-
zung von typisch weiblichen Berufsfeldern 
sowie die Verbesserung des Zugangs zu 
typischen Männerdomänen im Beruf für 
Frauen gehören zu den Aspekten der Frau-
enförderung. Deshalb sollen hier in den 
kommenden drei Jahren neue Akzente ge-
setzt werden. 
 
Der Frauenförderplan der Stadtverwaltung 
Gladbeck enthält für drei Jahre konkrete 
Zielvorgaben, bezogen auf den Anteil der 
Frauen bei Einstellung, Beförderung und 
Höhergruppierung, um den Frauenanteil in 
den Bereichen, in denen eine Unterreprä-
sentanz besteht, mittel-/langfristig auf 50% 
zu erhöhen. 
 
Um die Ziele zu erreichen, sind die bereits 
bestehenden Maßnahmen überprüft wor-
den. Die erfolgreichen Maßnahmen werden 
im Sinne einer nachhaltigen Frauenförde-
rung fortgeführt. Neue Maßnahmen, insbe-
sondere zur besseren Vereinbarkeit von Be-
ruf und Familie für Frauen und Männer, 
werden kontinuierlich weiter entwickelt. 

 
1. Seit Gründung der Optionskommune zum 01.01.2012 ist das Jobcenter ein Amt innerhalb der Organisations-

struktur der Stadtverwaltung Gladbeck. Die Beschäftigten der Kreisverwaltung im Jobcenter Gladbeck werden 
von diesem Frauenförderplan nicht erfasst. 

2. Als sogen. „gläserne Decke“ wird die Schwelle zwischen zwei Besoldungs-/Entgeltgruppen bezeichnet, die den 
Übergang zum beruflichen Aufstieg in höherwertige Fach- und Führungspositionen eröffnet.
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V .  BESTAND SAUFNA H ME 

UND  ANA LYSE  D ER  BE-

SCH Ä FT IG TENSTR UK TU R 

SOW IE  PR OGN OSEN  

D ER  ZU  B ESETZEND EN  

STEL LEN  B IS  NOV EM-

B ER  2018 
1. BESTANDSAUFNAHME/ANALYSEN 

Die Grundlagen dieses Frauenförderplanes 
sind eine Bestandsaufnahme und Analyse 
der Beschäftigtenstruktur sowie eine Prog-
nose der zu besetzenden Stellen und der 
möglichen Beförderungen und Höhergrup-
pierungen. 
 
Die Bestandsaufnahme und die Analyse der 
Beschäftigtenstruktur sind dem als Anlage 1 
beigefügten Bericht über die Personalent-
wicklung zu entnehmen. 

2. PROGNOSEN 

Die nach § 6 Abs. 2 LGG zu treffenden Prog-
nosen hinsichtlich der bei der Stadtverwal-
tung Gladbeck zu besetzenden Stellen und 
der möglichen Beförderungen/ Höherstu-
fungen in den nächsten drei Jahren sind in 
den Anlagen 2 a-e dargestellt. 
 
Die diesen Prognosen zu Grunde liegenden 
Stellenbewegungen (rd. 100) ergeben sich 
insbesondere aus dem altersbedingten 
Freiwerden von Stellen, aus Nachbeset-
zungsabsichten, der Umsetzung von Haus-
haltssanierungsmaßnahmen sowie aus Hö-
hergruppierungs-/Beförderungsgründen. 
 
Fluktuationen aus anderen Gründen (z.B. 
wegen Arbeits-, Dienstunfähigkeit, Kündi-
gung o.a.) sind in den Prognosen nicht ent-
halten, da die Fluktuationsrate jährlich stark 

variiert und diese Fälle - wegen ihrer Un-
vorhersehbarkeit - den zu vergleichenden 
Bereichen nicht zugeordnet werden können. 
 
Hinsichtlich der Beförderungsmöglichkeiten 
nach dem Stellenplan und unter Berücksich-
tigung der Vorgaben des HSP wird davon 
ausgegangen, dass Beförderungen erfolgen 
können. 
 
Die Personalveränderungen resultieren ins-
besondere aus: 
 der Besetzung von derzeit vakanten Plan-

stellen 
 der Übernahme von Auszubildenden im 

Verwaltungsbereich 
 dem Ausscheiden von Raumpflegerinnen, 

deren Stellen nicht wiederbesetzt wer-
den, weil die Reinigungsarbeiten verge-
ben werden 

 der Berücksichtigung der Haushaltskon-
solidierungsabsichten aus dem Haus-
haltssanierungsplan 

 
Beschäftigte, die sich während der Alters-
teilzeit in der Freistellungsphase befinden, 
gelten nach dem Altersteilzeitgesetz weiter-
hin als Teilzeitbeschäftigte, selbst wenn die 
Stelle bereits wiederbesetzt ist. Die Alters-
teilzeitfälle laufen insgesamt aus und redu-
zieren sich jährlich. 
 
Durch die Anhebung des Rentenalters tre-
ten Beschäftigte in den nächsten Jahren 
grundsätzlich später in den Ruhestand, es 
sei denn, sie nehmen Rentenabschläge in 
Kauf oder können die abschlagsfreie Rente 
nach 45 Versicherungsjahren beanspruchen. 
 
Die in den Anlagen 2 a-e enthaltenen Prog-
nosen bedingen, dass in den Bereichen, in 
denen Frauen unterrepräsentiert sind, Frau-
en bei gleicher Eignung und Befähigung 
bevorzugt berücksichtigt werden. 
 
Dies gilt weiterhin für den gewerblich-
technischen Bereich insgesamt, die Feuer- 
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wehr und den Bereich der Führungspositio-
nen im Besonderen. 
 
Im Prognosezeitraum sind voraussichtlich 
vier Amtsleitungen neu zu besetzen. Diese 
Personalveränderungen sind zu nutzen, um 
den Frauenanteil auf dieser Führungsebene 
im Sinne des § 6 Abs. 3 LGG weiter zu erhö-
hen, da der Frauenanteil noch deutlich un-
ter 50% liegt. 
 
Ferner soll der Anteil weiblicher Führungs-
kräfte auf der Abteilungsleitungsebene wei-
ter ausgebaut werden. 

V I .  MA ßNA H MEN 
Frauenförderung ist integraler Bestandteil 
der gesamten Personalwirtschaft und des 
systematischen Personal- und Organisa-
tionsentwicklungskonzeptes. 
 
Neben den originären Maßnahmen für mehr 
Gleichstellung, wie „Stellenbesetzungsver-
fahren“, „Beförderungen/ Höhergruppierun-
gen“, „Aus- und Fortbildung“ (LGG NRW §§ 
7-11), „Teilzeit und Beurlaubung“ (LGG NRW 
§§ 13 u. 14) werden in diesem Frauenför-
derplan der Stadt Gladbeck wiederum Maß-
nahmen zusätzlich aufgelegt, die der Le-
benswirklichkeit von Frauen und Männern in 
der heutigen Gesellschaft entsprechen. Sie 
berücksichtigen Spielräume und Flexibilitä-
ten bei der Arbeitszeit für Frauen und Män-
ner, nehmen den Anspruch von Frauen an 
beruflicher Entwicklung, Karriere, Verant-
wortung und Führungsfunktion auf.  
 
Es sollen Führungskräfte und Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter verstärkt durch Infor-
mation und Beratung dafür sensibilisiert 
werden, Männer in ihrer Verantwortung für 
die Arbeit in der Familie zu bestärken. Eine 
„aktive Vaterschaft“ nach dem pädagogi-
schen Leitsatz „jedes Kind hat einen Vater“ 
soll denjenigen Männern, die Beruf und Fa-
milie besser als bisher vereinbaren wollen  

 

und z.B. die ihnen gesetzlich ermöglichten 
„Vätermonate“ oder andere Modelle wählen 
wollen, positiv unterstützen und stärken. 
 
Familienarbeit bezieht sich dabei nicht nur 
auf Kindererziehung, sondern auch auf-
grund des demografischen Wandels auf die 
Pflege und Betreuung von Angehörigen. 
 
Die Inanspruchnahme von Elternzeit durch 
Väter ist in Folge der gesetzlichen Rahmen-
bedingungen gestiegen. Im vergangenen 
Berichtszeitraum haben sechs Männer in der 
Regel über einen Zeitraum von jeweils zwei 
Monaten, Elternzeit in Anspruch genommen. 
Zwei Väter werden in Kürze ihre Elternzeit 
antreten. Eine längere Elternzeit bildet bei 
Vätern bisher die Ausnahme. Diese Beispiele 
zeigen, dass hier weiterhin Handlungs- und 
Sensibilisierungsbedarf besteht; zumal der 
Gesetzgeber mit Einführung des „Elterngeld 
plus“ weitere  Anreize für Väter geschaffen 
hat, in die Familienphase zu gehen. 

1. STELLENAUSSCHREIBUNGEN 

Vakante Stellen in Bereichen mit Unterre-
präsentanz von Frauen, sind mindestens 
intern auszuschreiben. 
 
Eine Abweichung von der Ausschreibungs-
pflicht ist nur möglich, wenn Stellen für ei-
gene Auszubildende bzw. Anwärter/innen 
offen gehalten werden oder die Besetzung 
von Stellen nicht mit der Übertragung eines 
höherwertigen Dienstpostens verbunden ist. 
 
Liegen nicht ausreichend geeignete Bewer-
bungen von Frauen vor, sind die Stellen ggf. 
auch extern auszuschreiben. Von einer öf-
fentlichen Ausschreibung kann nur im Ein-
vernehmen mit der Gleichstellungsbeauf-
tragten abgesehen werden. Haushaltsrecht-
liche Bestimmungen werden hiervon nicht 
berührt. 
 
Was für die Stadt Gladbeck schon seit lan- 
ger Zeit grundsätzlich üblich war, ist seit 
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dem 18.08.2006 mit in Kraft treten des 
Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes 
(AGG) gesetzliche Pflicht: Stellen ge-
schlechtsneutral auszuschreiben. Dabei 
werden die männliche und weibliche Be-
rufsbezeichnung verwendet, sofern es keine 
geschlechtsneutrale Bezeichnung gibt. 
 
In allen externen Stellenausschreibungen 
sind Frauen besonders aufzufordern, sich zu 
bewerben. 
 
Jede Stelle ist grundsätzlich auch in Teilzeit 
auszuschreiben. Sollte die Besetzung einer 
Stelle in Teilzeit im Einzelfall nicht möglich 
sein, muss das jeweilige Fachamt die zwin-
genden dienstlichen Belange, die entgegen-
stehen, ausführlich schriftlich begründen. 
 
Interne Stellenausschreibungen sind auch 
beurlaubten Bediensteten bekannt zu ge-
ben, soweit sie für die Stellenbesetzung 
aufgrund ihrer Qualifikation in Frage kom-
men. 

2. VORSTELLUNGSTERMINE 

Nach internen und externen Stellenaus-
schreibungen finden in der Regel im Rah-
men der Auswahlverfahren Vorstellungsge-
spräche statt. 
 
Zur Verbesserung der Chancengleichheit 
werden in den Bereichen, in denen Frauen 
unterrepräsentiert sind, ebenso viele Frauen 
wie Männer oder zumindest alle Bewerbe-
rinnen, die die geforderten Qualifikationen 
erfüllen, zum Vorstellungsgespräch eingela-
den.  
 
Andererseits sollen in Berufsgruppen, in 
denen Männer unterrepräsentiert sind, 
männliche Bewerber besser erreicht werden. 
Dies gilt vor allem bei Stellenbesetzungen 
im Sozial- und Erziehungsdienst, insbeson-
dere in den Kindertageseinrichtungen. 
 

 

Die Gleichstellungsbeauftragte wirkt im 
Auswahlverfahren mit. Auf Wunsch sind ihr 
die Bewerbungsunterlagen zur Verfügung 
zu stellen. Sie nimmt ebenfalls an den Vor-
stellungsgesprächen teil. Sollte sie oder ihre 
Stellvertretung nicht teilnehmen, wird sie 
über den Ablauf und das Ergebnis der Ge-
spräche informiert. 
 
Die Auswahlkommissionen sollen nach 
Möglichkeit zur Hälfte mit Frauen besetzt 
werden (s. § 9 Abs. 2 LGG). 
 
Im Vorstellungsgespräch sind Fragen nach-
einer bestehenden oder geplanten Schwan-
gerschaft sowie einer Betreuung von Kin-
dern bzw. pflegebedürftigen Angehörigen 
neben der Berufstätigkeit unzulässig. 

3. QUALIFIKATION 

Das Stellenprofil orientiert sich ausschließ-
lich an den Anforderungen des zu beset-
zenden Arbeitsplatzes. 
 
Das Anforderungsprofil bildet die Grundla-
ge für die Beurteilung von Eignung, Befähi-
gung und fachlicher Leistung im Sinne von 
Art. 33 Abs. 2 GG. Neben der erforderlichen 
Fachkompetenz muss dieses auch die erfor-
derlichen sozialen und methodischen Kom-
petenzen berücksichtigen. Die Schwerpunk-
te richten sich dabei nach der konkret zu 
besetzenden Position. Team- und Konflikt-
fähigkeit, Führungskompetenz, Kommunika-
tionsstärke und geschlechtsspezifische 
Handlungskompetenz haben unterschiedli-
che Bedeutung für die Besetzung von Sach-
bearbeitungs- oder Führungsfunktionen. 
Dieses sollte sich im Anforderungsprofil 
wiederfinden. 
 
Teilzeitbeschäftigungen, Unterbrechungen 
der Erwerbstätigkeit und Verzögerungen 
beim Abschluss der Ausbildung (aufgrund 
der Betreuung von Kindern oder pflegebe-
dürftigen Angehörigen) dürfen  im Aus- 
 

 
SEITE 8 

 
  
 

 



F R A U E N F Ö R D E R P L A N  2 0 1 5   
 

 

wahlverfahren nicht nachteilig berücksich-
tigt werden. 

4. AUSBILDUNG 

Alle Ausbildungsplätze werden öffentlich 
ausgeschrieben. Im Einklang mit dem AGG 
besteht die Pflicht, geschlechtsneutral aus-
zuschreiben. 
 
Im Rahmen der Ausbildung sind die Vorga-
ben aus dem Personal- und Organisations-
entwicklungskonzept und dem Frauenför-
derplan zu beachten. Diese Anforderung 
findet sich u.a. in den Richtlinien für die 
praktische Berufsausbildung im nichttechni-
schen Verwaltungsdienst der Stadtverwal-
tung Gladbeck wieder. 
 
Auch in der Ausbildung wird das Ziel der 
Geschlechterparität in den verschiedenen 
Berufen verfolgt. Durch gezielte Ansprache 
von Jugendlichen sollen insbesondere Vor-
behalte von jungen Frauen gegenüber typi-
schen Männerberufen abgebaut werden, 
aber auch junge Männer für bisher von 
Frauen dominierte Berufsbilder gewonnen 
werden. 
 
Auszubildende im allgemeinen Verwal-
tungsbereich sollen mindestens drei Wo-
chen ihrer Ausbildungszeit in der Gleichstel-
lungsstelle absolvieren. 
 
Sollten nicht alle Auszubildenden in ein Be-
schäftigungsverhältnis übernommen werden 
können, sind bei gleicher Qualifikation die 
von der Stadt Gladbeck ausgebildeten Frau-
en entsprechend ihrem Anteil an den Aus-
zubildenden zu übernehmen. 

5. FORTBILDUNGEN 

Über Fortbildungsangebote werden alle 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter rechtzeitig 
informiert. 
 
 

 

Vorgesetzte motivieren und unterstützen 
generell die Fortbildungsbemühungen von 
Frauen und Männern. 
 
Fortbildung als Personalentwicklungs-
instrument sollte Gegenstand der freiwilli-
gen Jahresgespräche und auch der Gesprä-
che zu Zielvereinbarungen nach § 18 
TVöD-V sein. 
 
Teilzeitbeschäftigte, die über ihre Arbeits- 
zeit hinaus an Seminaren teilnehmen, erhal-
ten entsprechend den tarif-/rechtlichen Re-
gelungen Freizeitausgleich. 
 
Fortbildungsveranstaltungen sind räumlich 
und zeitlich so zu planen, dass auch Teil-
zeitbeschäftigten und Mitarbeiterinnen/ 
Mitarbeitern mit Familienpflichten eine 
Teilnahme möglich ist. 
 
Frauen sind verstärkt als Leiterinnen und 
Referentinnen für Fortbildungsmaßnahmen 
einzusetzen. Fortbildungsmaßnahmen mit 
mindestens zwei Referenten/innen sind pa-
ritätisch zu besetzen. 
 
Generell soll die Erweiterung der sozialen 
und methodischen Kompetenzen stärker als 
bisher unterstützt und gefördert werden. 
 
Für weibliche Beschäftigte sollen weiterhin 
Fortbildungsmaßnahmen angeboten wer-
den, die auf die Übernahme einer höherwer-
tigen Tätigkeit und/oder Führungsaufgaben 
vorbereiten. 

6. BEURLAUBUNGEN 

Die Rahmenbedingungen für eine Beurlau-
bung zur Kinderbetreuung oder zur Pflege 
von Angehörigen wurden durch verschiede-
ne Gesetze deutlich verbessert und konkre-
tisiert (Bundeselterngeld- und Elternzeitge-
setz, Pflegezeitgesetz, Familienpflegezeitge-
setz). 
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Anträgen von Beschäftigten auf Beurlau-
bung zur tatsächlichen Betreuung oder 
Pflege mindestens eines Kindes unter 
18 Jahren oder eines pflegebedürftigen An-
gehörigen ist zu entsprechen, soweit zwin-
gende dienstliche Belange nicht entgegen-
stehen. 
 
Die Beurlaubung zur Kinderbetreuung ist bis 
zur Dauer von drei Jahren mit der Möglich-
keit der Verlängerung zu befristen. Die 
Dauer der Pflegezeit richtet sich nach dem 
PflegeZG, die einer Familienpflegezeit nach 
dem FPfZG. 
 
Bei Gewährung von Elternzeit werden die 
Beschäftigten darüber informiert, dass eine 
Teilzeitbeschäftigung (z.Zt. bis zu 30 Wo-
chenstunden) während der Elternzeit mög-
lich ist. 
 
Mit den Beschäftigten sind vor Antritt und 
rechtzeitig vor Ablauf einer Beurlaubung 
bzw. der Elternzeit oder einer (Fami-
lien-)Pflegezeit Beratungsgespräche zu füh-
ren, in denen sie über die Auswirkungen 
ihrer beruflichen Auszeit bzw. über die 
Möglichkeiten ihrer Beschäftigung nach der 
Beurlaubung informiert werden. 
 
Beschäftigte, die sich in der Eltern-
zeit/(Familien-)Pflegezeit oder in einer Be-
urlaubung befinden, sollen über Fortbil-
dungsangebote unterrichtet werden. Bei 
Teilnahme entstehen keine Ansprüche auf 
Bezüge oder Entgelt. 
 
Im Rahmen des bestehenden Angebotes 
sind ihnen Fortbildungsmaßnahmen anzu-
bieten, die geeignet sind, einen Wiederein-
stieg in den Beruf zu erleichtern. 
 
Beurlaubte, die vorzeitig ihren Dienst wie-
der aufnehmen möchten, sind vorrangig bei 
Stellenbesetzungen zu berücksichtigen. 
 
 

 

Bei Beurlaubungen aus familiären Gründen, 
bei Inanspruchnahme von Elternzeit oder 
bei Freistellung im Rahmen einer (Familien-) 
Pflegezeit ist nach Möglichkeit in dem be-
troffenen Tätigkeitsbereich ein personeller, 
ansonsten ein organisatorischer Ausgleich 
vorzunehmen. 
 
Auf Antrag wird vor Antritt der Beurlau-
bung/der Elternzeit ein Zwischenzeugnis 
erteilt. 

7. ARBEITSZEIT/TEILZEIT 

Anträgen von Beschäftigten auf Ermäßigung  
der regelmäßigen Arbeitszeit zur Betreuung 
eines Kindes unter 18 Jahren oder eines 
pflegebedürftigen Angehörigen ist zu ent-
sprechen, soweit zwingende dienstliche Be-
lange nicht entgegenstehen. Beschäftigten 
sind grundsätzlich Arbeitszeiten zu ermögli-
chen, die die Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie erleichtern. 
 
Die Teilzeitbeschäftigung ist bis zur Dauer 
von fünf Jahren mit der Möglichkeit der 
Verlängerung zu befristen. 
 
Beschäftigte werden über die Möglichkeiten 
von Teilzeitbeschäftigung informiert. 
 
Teilzeitarbeitsplätze sollen dem Bedarf der 
Beschäftigten entsprechen. Dies gilt insbe-
sondere auch für Arbeitsplätze mit Vorge-
setzten- und Leitungsfunktionen. 
 
Anträgen von Beschäftigten auf Verände-
rung des zeitlichen Umfanges ihrer bisheri-
gen Teilzeitbeschäftigung oder auf Vollzeit-
beschäftigung soll vorrangig entsprochen 
werden, sofern dienstliche Belange nicht 
entgegenstehen. 
 
Beschäftigte, die eine Teilzeitbeschäftigung 
beantragen, werden in geeigneter Form auf 
Folgen der ermäßigten Arbeitszeit, insbe-
sondere auf beamten-, arbeits-, versor-
gungs- und rentenrechtliche, hingewiesen. 
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8. VEREINBARKEIT VON BERUF UND FAMILIE 

Die Beschäftigten werden bei der Verein-
barkeit von Beruf und Familie unterstützt. 
Dies gilt vor allem für die Betreuung von 
Kindern und die Pflege im privaten Umfeld.  
 
Zunehmend teilen sich Frauen und Männer 
Familienaufgaben. Elternzeit von Vätern, 
vielfältige Arbeitszeitmodelle von Frauen 
und Männern, der Wunsch nach mehr Zeit-
souveränität gehören zur Realität des Ar-
beitsalltages. Die Verwaltung muss auf ent-
sprechende gesellschaftliche Veränderun-
gen reagieren. Diese stellen sie sowohl bei 
der Personalentwicklung als auch konkret in 
den einzelnen Aufgabengebieten vor be-
sondere Herausforderungen; häufig sind 
kreative, innovative Lösungswege ange-
zeigt. 
 
Führungskräfte werden daher für das The-
ma, u.a. durch Fortbildung, Beratung sensi-
bilisiert. 
 
Zu den konkreten Unterstützungsangeboten 
gehören neben Beurlaubungs- und Teilzeit-
beschäftigung (s. Nr. 6 und 7): 
 individuelle Arbeitszeitmodelle 
 gleitende Arbeitszeit 
 Unterstützung/Beratung bei der Organi-

sation der Kinderbetreuung 
 Beratung in Pflegesituationen 
 die Einführung von Telearbeit im Fort-

schreibungszeitraum 2016 – 2018 
 Angebote zur Gesundheitsprävention 
 Fortbildungsangebote 

9. FÜHRUNGSKRAFT-ENTWICKLUNG ALLGE-

MEIN 

In den nächsten 3 Jahren wird nach wie vor 
vorrangiges Ziel sein, den Anteil von Frauen 
in oberen Fach- und Führungspositionen 
weiter zu steigern. 
 
Die Förderung und Unterstützung der im 
Haus langjährig aktiven Netzwerke „Frauen  

 

in Führung - FiF“ und „Concilia“ hat sich als 
wertvolles Instrument erwiesen und wird 
fortgesetzt (s. Ziff. 11). 
 
Erstmalig wurde 2015 Führungskräften bei-
der Geschlechter ein Einzelcoaching ange-
boten. Aufgrund der positiven Resonanz 
wird dieses Angebot fortgesetzt. 

10. MENTORING FÜR FRAUEN 

Das erstmalig im November 2003 gestartete 
Mentoring-Projekt für Frauen in den Kom-
munalverwaltungen der Emscher-Lippe-
Region „Mit Frauen an die Spitze“ hat sich 
erfolgreich etabliert und wird als wieder-
kehrendes Programm regelmäßig angebo-
ten. Im November 2015 startete bereits der 
sechste Durchgang des Mentoring. 
 
Mentorinnen und Mentees unterschiedlichs-
ter Berufe aus den Kommunalverwaltungen 
arbeiten ein Jahr in einem kollegialen Un-
terstützungsprozess miteinander an ihrer 
beruflichen Weiterentwicklung. Erstmalig 
sind im neuen Durchgang auch männliche 
Führungskräfte als Mentoren tätig. 
 
Das Studieninstitut Emscher-Lippe in Ko-
operation mit dem Zentrum „Frau in Beruf 
und Technik“ und mit Unterstützung der 
Gleichstellungsbeauftragten der Kommunen 
der Emscher-Lippe-Region und der Kreis-
verwaltung Recklinghausen begleiten die 
jeweilige Gruppe mit speziellen Workshops 
und Gesprächsangeboten. Die Laufzeit be-
trägt ein Jahr. 
 
Seit Beginn dieses Programms haben aus 
der Stadtverwaltung fünf Mentorinnen und 
zehn Mentees teilgenommen. 
 
Am sechsten Mentoring nehmen drei Nach-
wuchsfrauen als Mentees und vier Füh-
rungskräfte als Mentorin bzw. Mentor teil. 
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Der außerordentliche Erfolg des Programms 
ist in zwei Dokumentationen belegt (siehe 
„www.frauen-in-gladbeck.de/Projekte“). 

11. NETZWERKE „FIF“ UND „CONCILIA“ BEI 

DER STADT GLADBECK 

Netzwerke fördern den Informations- und 
Erfahrungsaustausch, stellen Kontakte und 
Verbindungen her, motivieren aufstiegsori-
entierte Frauen und erweitern vorhandene 
Kompetenzen sowohl im beruflichen wie 
auch im familiären Alltag. 
 
Netzwerke sind ein weiterer Baustein im 
Sinne des Frauenförderplanes und des Per-
sonal- und Organisationskonzeptes. 
 
In der Stadtverwaltung wurde bereits in den 
90er Jahren die Netzwerkarbeit aufgebaut. 
Zunächst über Fortbildungen, aus denen 
sich eine Gruppe von interessierten Frauen 
gebildet hat, die sich intensiver über den 
gemeinsamen Austausch beruflich und per-
sönlich weiter entwickeln wollten. Daraus 
entstand ein Netzwerk, das sich aus Frauen 
in unterschiedlichen Funktionen und Ämtern 
zusammensetzte. Mit zunehmender Arbeit 
an verschiedenen Themen kristallisierte sich 
heraus, dass die Frauen mit Führungsaufga-
ben andere Themen- und Problemstellun-
gen bearbeiten wollten, als die Kolleginnen, 
die in Sachbearbeitungsfunktion ohne Per-
sonalunterstellung fungierten. 
 
Mittlerweile gibt es zwei Netzwerke, die von 
der Gleichstellungsstelle initiiert, betreut 
und gefördert werden. Jedem dieser Netz-
werke wird einmal jährlich eine Fortbildung 
nach eigenem Themenvorschlag aus dem 
Themenbereich Führungs- und Sozialkom-
petenz angeboten. Dieses wird von der 
Gleichstellungstelle geplant und durchge-
führt. 

 

„FRAUEN IN FÜHRUNG (FIF)“ 

ist ein Netzwerk aus Frauen in Führungspo-
sitionen. Das Netzwerk hat sich Anfang 
2008 neu strukturiert und definiert. Die 
Treffen finden viermal jährlich statt und 
werden von einer „Gastgeberin“ vorbereitet. 
In den Treffen werden Themen aus dem 
Führungsalltag erörtert. Die Gleichstel-
lungsbeauftragte unterstützt fachlich und 
organisatorisch jeweils gemeinsam mit der 
„Gastgeberin“ die Netzwerktreffen und die 
Arbeit an den Themen. 
 

„CONCILIA“ 
wurde am 01.04.2009 gegründet. In diesem 
Netzwerk treffen sich weibliche Beschäftigte 
aus den unterschiedlichsten Bereichen der 
Stadtverwaltung. Mitarbeiterinnen des Ver-
waltungsbereichs gehören dem Netzwerk 
ebenso an wie Beschäftigte aus dem techni-
schen Bereich oder anderen Berufsgruppen 
(z.B. Schulsekretärinnen), unabhängig von 
der tariflichen Eingruppierung, Besoldung 
und ihrer beruflichen Funktion. Die Netz-
werkerinnen treffen sich einmal im Quartal 
zu einem Informations- und Erfahrungsaus-
tausch auf fachlicher und persönlicher Ebe-
ne. Das Netzwerk steht allen interessierten 
Kolleginnen offen. Die Gleichstellungsstelle 
und die Gastgeberinnen laden zu den Tref-
fen ein. 
 
Einmal im Jahr findet eine gemeinsame Ver-
anstaltung der beiden Netzwerke zu einem 
Informations-/Erfahrungsaustausch und zu 
einem „kennen lernen“ und einer Kontakt-
aufnahme auf beiden Seiten statt. 
 
Den engagierten Teilnehmerinnen der 
Netzwerke sollen bei Bedarf aus dem 
Budget für die zentrale Frauenförderung 
Einzelcoachings3 angeboten werden. 

 
 

3 .  In 2012 ist im Rahmen der Frauenförderprogramme (als Alternativangebot für die Mentees, die sich beworben 
hatten, aber nicht in das Mentoringprogramm aufgenommen werden konnten) erstmals das Instrument des Ein-
zelcoachings für Mitarbeiterinnen angeboten und mit sehr großem Erfolg angenommen worden
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12. ZUSAMMENFASSUNG DER MAßNAHMEN 

IM ZEITRAUM 2016 – 2018: 

12.1. VEREINBARKEIT VON BERUF UND 

FAMILIE 

 Projekt Telearbeit 
 Weiterer Ausbau der Informa-

tionen zu Beurlaubung, Teil-
zeit, Organisation Kinderbe-
treuung, Organisation Pflege 

 Fortbildung für Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter sowie 
Führungskräfte 

12.2. ERHÖHUNG DES FRAUENANTEILS IN 

HERAUSGEHOBENEN FACH- UND 

FÜHRUNGS-FUNKTIONEN 

 Netzwerkarbeit 
 Einzelcoachings 
 Fortbildungsangebote 

12.3. AUSGLEICH DER GESCHLECHTERPA-

RITÄT IN VERSCHIEDENEN BERUFS-

FELDERN 

 Stärkung der Präsenz der 
„Stadt Gladbeck“ als zu-
kunftsorientierter, moderner 
Arbeitgeber, insbesondere 
durch Maßnahmen der Perso-
nalgewinnung (u.a. gezielte 
Ansprache von Jugendlichen 
für den Ausbildungsbereich) 

V I I .  BESETZUN G  VON   
GR EMIEN 

Eine gleichberechtigte Teilhabe von Frauen 
ist auch in Gremien sicherzustellen (§ 12 
LGG). Daher sollen Kommissionen, Beiräte, 
Verwaltungs- und Aufsichtsräte sowie sons-
tige Gremien geschlechtsparitätisch besetzt 
werden. 
 
Bei der Bildung von Arbeitsgruppen, Pro-

jektgruppen, Stellenbesetzungskommissio-
nen u. ä. ist auf eine paritätische Besetzung 
hinzuwirken. 

V I I I .  BER ICH TSPFL ICH T 
Der Frauenförderplan gilt für drei Jahre. Er 
ist fortzuschreiben. 
 
Nach Ablauf des Frauenförderplanes ist ein 
Bericht über die Personalentwicklung und 
die durchgeführten Maßnahmen zu erarbei-
ten und dem Rat mit der Fortschreibung des 
Frauenförderplanes vorzulegen. Sind wäh-
rend der Geltungsdauer des Frauenförder-
planes ergänzende Maßnahmen ergriffen 
worden, sind die Gründe im Bericht darzu-
legen. 

IX .  RECH TE  D ER  GL E ICH-
STEL L UNG SB EA U F-

TR AG TEN 
Die Gleichstellungsbeauftragte ist nach § 16 
Abs. 1 LGG fachlich weisungsfrei. Sie 
 wirkt bei allen Vorhaben und Maßnah-

men der Gemeinde mit, die die Belange 
von Frauen berühren oder Auswirkungen 
auf die Gleichberechtigung von Frau und 
Mann und die Anerkennung ihrer gleich-
berechtigten Stellung in der Gesellschaft 
haben. 

 ist frühzeitig über beabsichtigte Maß-
nahmen anzuhören. Ihr ist innerhalb ei-
ner angemessenen Frist, die in der Regel 
eine Woche nicht unterschreiten darf, 
Gelegenheit zur Stellungnahme zu ge-
ben. 

 wird im Rahmen ihres Aufgabenbereiches 
über alle Vorhaben rechtzeitig und so 
früh wie möglich informiert. Die zur Er-
füllung ihrer Aufgaben notwendigen Un-
terlagen sind ihr rechtzeitig zur Verfü-
gung zu stellen. 
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 wird bei allen Personalmaßnahmen betei-
ligt und hat dabei ein eigenes Wider-
spruchsrecht.  

 ist Mitglied der Stellenbesetzungskom-
mission. 

 hat ein unmittelbares Vortragsrecht beim 
Bürgermeister. Ihr ist Gelegenheit zur 
Teilnahme an allen Besprechungen zu 
geben, die Angelegenheiten ihres Aufga-
benbereiches betreffen. 

 erhält Einsicht in alle Akten, die Maß-
nahmen betreffen, an denen sie zu betei-
ligen ist. Bei Personalentscheidungen gilt 
dies auch für Bewerbungsunterlagen ein-
schließlich der Unterlagen von Bewerbe-
rinnen und Bewerbern, die nicht in die 
engere Auswahl einbezogen werden, so-
wie für Personalakten nach Maßgabe der 
Grundsätze des § 84 des Landesbeam-
tengesetzes. 

 
Hält die Gleichstellungsbeauftragte eine 
Maßnahme für unvereinbar mit dem Lan-
desgleichstellungsgesetz, anderen Vor-
schriften zur Gleichstellung von Frau und 
Mann oder dem Frauenförderplan, kann sie 
innerhalb einer Woche nach Kenntnisnahme 
der Maßnahme widersprechen. 
 
Bei außerordentlichen Kündigungen und 
fristlosen Entlassungen ist der Widerspruch 
spätestens innerhalb von drei Kalenderta-
gen einzulegen. 
Der Bürgermeister entscheidet dann erneut 
über die Maßnahme. 
Bis zur erneuten Entscheidung ist der Voll-
zug der Maßnahme auszusetzen. 
 
Die Gleichstellungsbeauftragte kann 
Sprechstunden für die Beschäftigten durch-
führen und einmal im Jahr eine Versamm-
lung der weiblichen Beschäftigten einberu-
fen. 
 
 
 
 

 

X .  RECH TE  UN D   
PFL ICH TEN  D ER   
BESCHÄ FT IG TEN 

1. GLEICHSTELLUNGSVERPFLICHTUNG 

Die Beschäftigten der Stadtverwaltung  
Gladbeck sind verpflichtet, aktiv auf die 
Gleichstellung von Männern und Frauen in 
der Beschäftigung und auf den Abbau be-
stehender Unterrepräsentanzen hinzuwir-
ken.  
 
Frauen und Männer dürfen wegen ihres Ge-
schlechts nicht - auch nicht mittelbar - dis-
kriminiert werden.  
 
Maßnahmen zur Förderung von Frauen mit 
dem Ziel, tatsächlich bestehende Ungleich-
heiten zu beseitigen, bleiben unberührt. 

2. FÜHRUNGSKRÄFTE 

Die Erfüllung der Verpflichtung nach Ziffer 1 
ist insbesondere Aufgabe der Dienstkräfte 
mit Leitungsfunktionen. 

3. SPRACHE 

Bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben stellt 
die Stadtverwaltung Gladbeck in Wort, 
Schrift und Bild die Geschlechterrollen dis-
kriminierungsfrei und gleichstellungsför-
dernd dar. 
 
Im dienstlichen Schriftverkehr ist auf die 
sprachliche Gleichbehandlung von Frauen 
und Männern zu achten; in Vordrucken sind 
geschlechtsneutrale Personenbezeichnun-
gen zu verwenden. Sofern diese nicht ge-
funden werden können, ist die weibliche 
und die männliche Sprachform zu verwen-
den. 
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Neue Satzungen, Richtlinien, Dienstverein-
barungen, Vordrucke etc. sind geschlech-
tergerecht zu formulieren, alte Regelun-
gen/Vordrucke sukzessiv zu überarbeiten. 
 
Damit Texte lesbar und aussprechbar blei-
ben, soll auf Schrägstrichlösungen und häu-
figes Wiederholen der weiblichen und 
männlichen Bezeichnungen möglichst zu 
Gunsten einer geschlechtsneutralen oder 
übergreifenden Formulierung verzichtet 
werden.4 

4. ANRUFUNGSRECHT DER BESCHÄFTIGTEN 

Die Beschäftigten können sich unmittelbar 
an die Gleichstellungsbeauftragte, darüber 
hinaus an die zuständige oberste Landesbe-
hörde wenden. 

X I .  SCH LU SSV OR-
SCH R IFTEN 

Dieser Frauenförderplan tritt am 05.02.2016 
in Kraft. Er gilt für die Dauer von drei Jah-
ren. Gleichzeitig tritt der z.Zt. geltende 
Frauenförderplan für die Stadtverwaltung 
Gladbeck außer Kraft. 
 
Der Frauenförderplan wird im Mitteilungs-
blatt für den inneren Dienstbetrieb und im 
Intranet der Stadt Gladbeck veröffentlicht. 
 
Die Personalabteilung händigt allen Neube-
schäftigten ein Exemplar des Frauenförder-
planes aus. 
 
Alle Beschäftigten haben sich mit dem In-
halt des Frauenförderplanes vertraut zu ma-
chen und seine Bestimmungen zu beachten. 
 
Bestehende Dienstanweisungen und 
-vereinbarungen sind auf die Vereinbarkeit 
mit den Zielsetzungen des Landesgleichstel-
lungsgesetzes hin zu überprüfen. 

 
 
 
 
 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
4. Hilfestellung hierzu bietet die Gleichstellungsstelle. 
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 A N L A G E  1  
 

BER ICH T  ÜB ER  D IE  PER SONA LEN TW ICKLUN G 
UND  D IE  D URCH G EFÜ HR TEN  MA ßNA H MEN 
(VERG LE ICH  2012 –  2015)5

I. BERICHT ÜBER DIE PERSONALENTWICKLUNG 

Der folgende Bericht zeigt die wesentli-
chen markanten Personalbereiche unter 
Ein-beziehung der im Frauenförderplan 

2012 erstellten Prognosen auf. Darüber 
hinaus werden signifikante Veränderun-
gen aufgezeigt und erläutert.6 

 
 
1.1. ZAHL DER BESCHÄFTIGTEN INSGESAMT 

 
2012 2015 VERÄNDERUNG 

PROGNOSE 

2012 
ZIELERREICHUNG 

 
ANZAHL % ANZAHL % ANZAHL % % % 

FRAUEN 460 56,9 457 57,5 -3  0,6 57,23 0,25 
MÄNNER 349 43,1 338 42,5 -11  -0,6 42,77 -0,25 
GESAMT 809   795   -14    100   

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
5   Im Folgenden werden die Beschäftigtenzahlen (Pro-Kopf-Betrachtung) vom 30.06.2012 und 30.06.2015 mit einander verglichen. 
6   Seit dem 01.11.09 gelten neue Entgeltgruppen für den Sozial- und Erziehungsdienst. In dem hier vorgelegten Frauenförderplan 

wurden daher diese sogenannten S-Gruppen gesondert ausgewiesen. 
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ANALYSE/ANMERKUNGEN 

 Die Gesamtbeschäftigtenzahl ist leicht 
zurückgegangen. Hier zeigen sich u.a. 
Auswirkungen des Haushaltssanierungs-
plans. 

 
 Der Rückgang bezieht sich auf beide Ge-

schlechter, wirkt sich aber bei den Frauen 
geringer aus. Damit ist der Anteil der 

Frauen an der Gesamtbeschäftigtenzahl 
gestiegen. Es setzt sich hier die Entwick-
lung der Vorjahre fort. 

 
 Die Prognose im Jahre 2012, den Anteil 

der Frauen an der Gesamtzahl von 56,9% 
auf 57,23% zu erhöhen, wurde um 0,25% 
übertroffen. 
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1.2. BESCHÄFTIGTE NACH BESCHÄFTIGTENGRUPPEN 

 

BEAMTE/INNEN 

  2012 2015 VERÄNDERUNG 
ANZAHL % ANZAHL % ANZAHL % 

FRAUEN 69 33,0 67 32,8 -2  -0,2 
MÄNNER 140 67,0 137 67,2 -3  0,2 
GESAMT 209   204   -5    

 
 
BESCHÄFTIGTE (EHEMALIGE ANGESTELLTE) 

  2012 2015 VERÄNDERUNG 
ANZAHL % ANZAHL % ANZAHL % 

FRAUEN 347 67,6 360 69,0 13  1,4 
MÄNNER 166 32,4 162 31,0 -4  -1,4 
GESAMT 513   522   9    

 
 
BEAMTE/INNEN UND BESCHÄFTIGTE (EHEM. ANGESTELLTE) ZUSAMMEN7 

  2012 2015 VERÄNDERUNG 
ANZAHL % ANZAHL % ANZAHL % 

FRAUEN 416 57,6 427 58,8 11  1,2 
MÄNNER 306 42,4 299 41,2 -7  -1,2 
GESAMT 722   726   4    

 
 
ANALYSE/ANMERKUNGEN 

 Im Beamten-/Beschäftigtenbereich ist 
nach dem Erreichen der Geschlechterpa-
rität in 2003 der Frauenanteil weiter auf 
insgesamt 58,8% angestiegen und liegt 
leicht über der Prognose aus 2012 
(58,1%). 

 Die Steigerung entfällt ausschließlich auf 
die tariflich Beschäftigten. Hier liegt der 
Frauenanteil inzwischen bei 69%. 

 
 

7   Von der Gruppe der Beschäftigten (= ehemalige Angestellte und Arbeiter/innen) werden bei dieser Betrachtung „nur“ die Ange-
stellten einbezogen. Auf Grund ihrer Vor- und Ausbildung und der Aufgabenstellung (z.B. allg. Verwaltungsdienst) sind sie mit 
den Beamten/innen vergleichbar. Die Gruppe der ehemaligen Arbeiter/innen ist eher im operativen Bereich tätig, so dass ein 
Vergleich mit den Beamten/innen keine Aussagekraft erhält. 
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BESCHÄFTIGTE/EHEMALIGE ARBEITER/INNEN 

  2012 2015 VERÄNDERUNG 
ANZAHL % ANZAHL % ANZAHL % 

FRAUEN 44 50,6 30 43,5 -14 -7,1 
MÄNNER 43 49,4 39 56,5 -4 7,1 
GESAMT 87  69  -18  

 
 
ANALYSE/ANMERKUNGEN 

 Ursache für den Personalrückgang ist 
wiederum im Wesentlichen der weitere 
Stellenabbau im Reinigungswesen. 
 

 Insgesamt konnte ein stärkerer Personal-
abbau realisiert werden als vorher gese-
hen. 

 Der Frauenanteil ist in dieser Beschäftig-
tengruppe erheblich gesunken, da vor-
rangig Stellen von weiblichen Beschäftig-
ten eingespart wurden (s. oben). 
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1.3. LAUFBAHNBEZOGENE BETRACHTUNG 
 (BEAMTE/INNEN UND BESCHÄFTIGTE – EHEMALIGE ANGESTELLTE) 

 

MITTLERER DIENST 
 
ALLGEMEIN 

 

 
2012 2015 VERÄNDERUNG 

PROGNOSE 

2012 
ZIELERREICHUNG 

 
ANZAHL % ANZAHL % ANZAHL % ANZAHL % % 

FRAUEN 254 64,6 245 63,0 -9 -1,6 243 63,1 -0,1 
MÄNNER 139 35,4 144 37,0 5 1,6 142 36,9 0,1 
GESAMT 393 

  
  -4 

 
385    

 
 
BEREICHE DES MITTLEREN DIENSTES 
 

BE- 
SOLDUNG 

2012 2015 VERÄNDERUNG PROGNOSE 2012 
ZIELER-

REICHUNG 

  ANZAHL F M ANZAHL F M ANZAHL F M ANZAHL F M F M 
A 6 7 4 3 5 1 4 -2  -3  1  4 3 1 -2 3 

A 7 21 3 18 21 4 17 0  1  -1  15 4 11 0 6 

A 8 44 7 37 48 8 40 4  1  3  50 7 43 1 -3 

A 9 16 4 12 19 4 15 3  0  3  21 5 16 -1 -1 

  88 18 70 93 17 76 5 -1 6 90 19 71 -2 5 
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ENTGELT- 
GRUPPE 

2012 2015 VERÄNDERUNG PROGNOSE 2012 
ZIELER-

REICHUNG 

  ANZAHL F M ANZAHL F M ANZAHL F M ANZAHL F M F M 
EG 2 1 1 0 1 1 0 0 0 0 1 1 0 0 0 
EG 3 2 2 0 2 2 0 0 0 0 2 2 0 0 0 

EG 4 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

EG5/S03 23 23 0 16 16 0 -7 -7 0 23 23 0 7 0 

EG 5 60 49 11 62 47 15 2 -2 4 56 45 11 -2 -4 

EG 6 68 51 17 59 39 20 -9 -12 3 62 43 19 4 -1 

EG 7 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

EG 8 86 59 27 77 53 24 -9 -6 -3 82 58 27 5 3 

EG8/S06 31 31 0 48 48 0 17 17 0 31 31 0 -17 0 

EG9/S07 6 6 0 5 5 0 -1 -1 0 6 6 0 1 0 

EG9/S08 1 0 1 1 1 0 0 1 -1 1 0 1 -1 1 

EG 9 18 5 13 15 6 9 -3 1 -4 20 7 13 1 4 

EG9/S10 9 9 0 10 10 0 1 1 0 8 8 0 -2 0 

 305 236 69 296 228 68 -9 -8 -1 295 224 71 -4 3 

 
 
ANALYSE/ANMERKUNGEN 

 Die Beschäftigtenzahl ist entsprechend 
der Gesamtentwicklung leicht zurückge-
gangen (Ursache: Haushaltssanierungs-
plan). 

 
 Der Frauenanteil im mittleren Dienst ist 

hierdurch gegenüber dem letzten FFPL 
etwas gesunken. Weiterhin sind weibliche 
Beschäftigte in dieser Laufbahn die deut-
lich größere Beschäftigtengruppe (63%). 

Ausschlaggebend ist insbesondere, dass 
in den Kindertageseinrichtungen bis heu-
te ausschließlich Frauen tätig sind. 

 
 Im mittleren Dienst besteht im Beamten-

bereich weiterhin eine Unterrepräsentanz 
von Frauen; ihr Anteil beträgt 18%. Dies 
steht im Zusammenhang mit dem hohen 
Anteil an Feuerwehrmännern im mittleren 
Dienst (67 Personen bzw. 72%). 
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GEHOBENER DIENST 
 
ALLGEMEIN 

 
2012 2015 VERÄNDERUNG 

PROGNOSE 

2012 
ZIELERREICHUNG 

 
ANZAHL % ANZAHL % ANZAHL % ANZAHL % ANZAHL % 

FRAUEN 150 52,4 168 56,6 18 4,1 159 55,6 9 1,0 
MÄNNER 136 47,6 129 43,4 -7 -4,1 127 44,4 2 -1,0 
GESAMT 286  297  11  286  11  

 
 
BEREICHE DES GEHOBENEN DIENSTES 

BE- 
SOLDUNG 

2012 2015 VERÄNDERUNG PROGNOSE 2012 
ZIELER-

REICHUNG 

  ANZAHL F M ANZAHL F M ANZAHL F M ANZAHL F M F M 
A 9 6 4 2 7 5 2 1 1 0 7 7 0 -2 2 

A 10 22 15 7 17 13 4 -5 -2 -3 21 15 6 -2 -2 

A 11 46 20 26 37 20 17 -9 0 -9 49 22 27 -2 -10 

A 12 20 8 12 25 5 20 5 -3 8 21 8 13 -3 7 

A 13 7 1 6 8 3 5 1 2 -1 6 2 4 1 1 

 101 48 53 94 46 48 -7 -2 -5 104 54 50 -8 -2 
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ENTGELT-
GRUPPE 

2012 2015 VERÄNDERUNG PROGNOSE 2012 
ZIELER-

REICHUNG 

  ANZAHL F M ANZAHL F M ANZAHL F M ANZAHL F M F M 
EG 9 40 27 13 39 25 14 -10 -2 1 40 27 13 -2 1 

EG9/S11 18 13 5 30 23 7 11 10 2 16 12 4 11 3 

EG9/S12 14 6 8 15 9 6 -1 3 -2 13 7 6 2 0 

EG9/S13 6 6 0 6 6 0 0 0 0 6 6 0 0 0 

EG9/S14 14 10 4 14 11 3 0 1 -1 15 13 2 -2 1 

EG 10 29 11 18 34 14 20 15 3 2 29 11 18 3 2 

EG10/S15 12 7 5 10 7 3 -2 0 -2 11 7 4 0 -1 

EG10/S17 1 0 1 1 0 1 0 0 0 1 0 1 0 0 

EG 11 27 13 14 32 18 14 3 5 0 27 13 14 5 0 

EG 12 21 8 13 19 8 11 -3 0 -2 21 8 13 0 -2 

EG12/S18 3 1 2 3 1 2 0 0 0 3 1 2 0 0 

 185 102 83 203 122 81 13 20 -2 182 105 77 17 4 

 
 
ANALYSE/ANMERKUNGEN 

 Die Zahl der Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter im gehobenen Dienst ist entgegen 
der Prognose weiter angestiegen (+ 11 
Personen), u. a. durch die Einrichtung 
von Stellen für die Schulsozialarbeit. 
 

 Positiv hervorzuheben ist, dass der Frau-
enanteil weiter gestiegen ist und die 
Prognose um 1% übertrifft. 
 

 In der Gruppe der Beamtinnen und Be-
amten sind Frauen erstmalig bis ein-

schließlich der Besoldungsgruppe A 11 
stärker vertreten als Männer (FFPL 2012 
bis Bes.Gr. A 10). 
 

 Auch bei den Beschäftigten konnte der 
Frauenanteil in höheren Entgeltgruppen 
weiter ausgebaut werden. Lediglich in 
der Entgeltgruppe 10/S 15/S 17 und der 
Entgeltgruppe 12/S 18 sind noch mehr 
Männer als Frauen beschäftigt. Die Über-
repräsentanz besteht vorrangig im Ver-
waltungsbereich. 
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HÖHERER DIENST 
 
ALLGEMEIN 

 

 
2012 2015 VERÄNDERUNG 

PROGNOSE 

2012 
ZIELERREICHUNG 

 
ANZAHL % ANZAHL % ANZAHL % ANZAHL % ANZAHL % 

FRAUEN 12 27,9 14 35,0 2 7,1 13 30,2 1 4,8 
MÄNNER 31 72,1 26 65,0 -5 -7,1 30 69,8 -4 -4,8 
GESAMT 43  40  -3  43  -3  

 
 
BEREICHE DES HÖHEREN DIENSTES 
 

BE- 
SOLDUNG 

2012 2015 VERÄNDERUNG PROGNOSE 2012 
ZIELER-

REICHUNG 

  ANZAHL F M ANZAHL F M ANZAHL F M ANZAHL F M F M 
A 13 7 2 5 9 3 6 2 1 1 6 2 4 1 2 

A 14 7 1 6 4 1 3 -3 0 -3 8 2 6 -1 -3 

A 15 4 0 4 2 0 2 -2 0 -2 4 0 4 0 -2 

A 16 2 0 2 2 0 2 0 0 0 2 0 2 0 0 

  20 3 17 17 4 13 -3 1 -4 20 4 16 0 -3 

 
 

 
SEITE 26 

 
  
 

 



F R A U E N F Ö R D E R P L A N  2 0 1 5   
 

 

ENTGELT- 
GRUPPE 2012 2015 VERÄNDERUNG PROGNOSE 2012 ZIELER-

REICHUNG 
  ANZAHL F M ANZAHL F M ANZAHL F M ANZAHL F M F M 

EG 13 12 6 6 11 7 4 -1 1 -2 12 6 6 1 -2 
EG 14 7 2 5 8 2 6 1 0 1 7 2 5 0 1 

EG 15 4 1 3 4 1 3 0 0 0 4 1 3 0 0 

 23 9 14 23 10 13 0 1 -1 23 9 14 1 -1 

 
 
ANALYSE/ANMERKUNGEN 

 Die Beschäftigtenzahl im höheren Dienst 
ist leicht zurückgegangen (- 3 Personen). 
 

 Es sind dennoch gegenüber dem FFPL 
2012 zwei Frauen mehr im höheren 
Dienst tätig. Damit ist der Frauenanteil 
um 7,1% auf 35% angestiegen. 
 

 Der Männeranteil ist um 5 Personen bzw. 
auf 65% zurückgegangen.  
 

 Damit wurde das Ziel aus dem Frauen-
förderplan 2012 – Erhöhung des Frauen-
anteils auf 30,2% – erneut deutlich über-
schritten. 
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BESCHÄFTIGTE – EHEMALIGE ARBEITER/INNEN 
 
ENTGELT- 
GRUPPE 2012 2015 VERÄNDERUNG PROGNOSE 2012 ZIELER-

REICHUNG 
  ANZAHL F M ANZAHL F M ANZAHL F M ANZAHL F M F M 

EG 1 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

EG 2 36 36 0 26 26 0 -10 -10 0 29 29 0 -3 0 

EG 3 7 7 0 3 3 0 -4 -4 0 6 6 0 -3 0 

EG 4 5 1 4 3 1 2 -2 0 -2 3 1 2 0 0 

EG 5 22 0 22 19 0 19 -3 0 -3 20 0 20 0 -1 

EG 6 6 0 6 6 0 6 0 0 0 6 0 6 0 0 

EG 7 6 0 6 5 0 5 -1 0 -1 5 0 5 0 0 

EG 8 4 0 4 6 0 6 2 0 2 4 0 4 0 2 

EG 9 1 0 1 1 0 1 0 0 0 1 0 1 0 0 

 87 44 43 69 30 39 -18 -14 -4 74 36 38 -6 1 

 
 
ANALYSE/ANMERKUNGEN 

 Der Frauenanteil ist auf  43% zurückge-
gangen (-7,6%). Dies steht vorrangig im 
Zusammenhang mit dem Ausscheiden 
von Kräften im Reinigungsdienst. 
 

 In den „unteren“ Entgeltgruppen (EG 2 
und EG 3) sind weiterhin ausschließlich 
Frauen beschäftigt; dies sind die Raum-
pflegerinnen und ehemaligen Küchenhil-
fen. 

 Die – ausschließlich männlichen – Be-
schäftigten der EG 5 und EG 6 sind über-
wiegend in der Straßen- und Kanalunter-
haltung oder im Fahrdienst tätig. 
 

 Aufgrund der Tätigkeiten in den Entgelt-
gruppen 5 bis 9 wird hier keine Erhöhung 
des Frauenanteils erwartet. 
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1.4 FUNKTIONSBEZOGENE BETRACHTUNG 
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ANALYSE/ANMERKUNGEN 

 Heute ist gegenüber dem Frauenförder-
plan 2012 eine weitere Frau als Amtslei-
tung tätig. 27% der Amtsleitungen sind 
damit weiblich. 
 

 Insgesamt hat die Amtsleitung seit dem 
30.06.2012 in 5 Ämtern gewechselt. 

 Auch der Anteil der Abteilungsleiterinnen 
konnte weiter gesteigert werden. Gegen-
über 2012 (acht Abteilungsleiterinnen) 
sind heute zehn Frauen als Abteilungslei-
tung tätig. Der Frauenanteil liegt damit 
bei 33%. Im selben Umfang hat sich die 
Zahl der Männer verringert. 

 

 
 
ANALYSE/ANMERKUNGEN 

 Die Anzahl der weiblichen Sachgebiets-
leitungen ist gegenüber dem 30.06.2012 
konstant geblieben. 
 

 Da heute 2 Männer weniger als Sachge-
bietsleiter tätig sind hat sich in dieser 
Funktionsebene der Frauenanteil um 3% 
auf insgesamt 63% erhöht. 
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1.5 GLÄSERNE DECKE 

Frauen bilden mit 57,5% der Gesamtbe-
schäftigten weiterhin die größte Beschäftig-
tengruppe. Die herausgehobenen Fach- und 
Führungspositionen werden aber nach wie 
vor überwiegend durch Männer wahrge-
nommen. 

Die Schwelle der Unterrepräsentanz beginnt 
bei der Besoldungsgruppe A 13 bzw. Ent-
geltgruppe 12 bzw. S 18 TVöD-V. 
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1.6 FAZIT 

Der Frauenanteil wurde gegenüber dem 
FFPL 2012 trotz sinkender Beschäftigungs-
zahlen nochmals um 0,6% gesteigert und 
liegt zum Berichtstichtag bei 57,5%. 
 
Dennoch sind Frauen weiterhin unterreprä-
sentiert: 
 im gesamten höheren Dienst. 
 im gehobenen Dienst in den Besol-

dungsgruppen ab A 12 und in den Ent-
geltgruppen 10/S 15/S 17 sowie 12/S 18. 

 im mittleren Dienst in der Gruppe der 
Beamten/innen, dies aufgrund des hohen 
Anteils von Feuerwehrbeamten in dieser 
Laufbahn. 

 in der Gruppe der ehemaligen Arbei-
ter/innen bei Einbeziehung des ZBG (ge-
werblich-technischen Bereiches). 

 
Positiv hervorzuheben ist, dass der Frauen-
anteil auf den Führungsebenen weiter aus-
gebaut werden konnte. 
 
Inzwischen gibt es 4 Amtsleiterinnen bei der 
Stadt Gladbeck. Erstmalig ist seit 2014 eine 
Dezernentin im Verwaltungsvorstand vertre-
ten. 
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II. BERICHT ÜBER DIE MAßNAHMEN 

Die überwiegenden Maßnahmen aus den 
Frauenförderplänen der zurückliegenden 
Jahre sind inzwischen in geübtes Verwal-
tungshandeln übergegangen. Im Folgenden 
werden daher nur aktuelle Entwicklungen 
dargestellt, die sich auf Abschnitt VI, Ziff. 14 
des Frauenförderplans 2012 beziehen. 

WEITERFÜHRUNG UND UNTERSTÜTZUNG DER 

NETZWERKE „FRAUEN IN FÜHRUNG – FIF“ UND 

„CONCILIA“ 

Die beiden Netzwerke bestehen weiterhin. 
Die Zusammensetzung wechselt mit Perso-
nalveränderungen.  
Die Netzwerke haben sich als wertvolles 
Instrument zur Nachwuchsförderung be-
wiesen. Ihre Arbeit wird weiterhin durch die 
Gleichstellungsstelle unterstützt. 

EINZELCOACHINGS 

 Es können weiterhin Einzelcoachings 
über entsprechend geschulte Mitarbeite-
rinnen erfolgen. Dieses Angebot wird je-
doch kaum wahrgenommen. 

 Erstmalig wurden 2015 Einzelcoachings 
mit einer externen Beraterin und einem 
externen Berater angeboten. Dieses An-
gebot soll aufgrund der positiven Reso-
nanz fortgesetzt werden. 

NOTFALLBETREUUNG 

 Im Berichtszeitraum erfolgte eine Umfra-
ge zu den Angeboten anderer Städte. 
Insgesamt konnte dabei festgestellt wer-
den, dass die Stadt Gladbeck in diesem 

Bereich gut aufgestellt ist. Aus dieser 
Umfrage konnten konkrete Ideen für ei-
nen Ausbau des Informationsangebotes 
gewonnen werden. 

 Auf dieser Basis wurde zu einer Arbeits-
gruppe eingeladen, um Bedarfe bei der 
Stadt Gladbeck unter Einbeziehung der 
Beschäftigten zu entwickeln. Daraus wur-
den folgende Schwerpunkte für den 
nächsten Berichtszeitraum entwickelt: 
 Prüfung des Angebots von Tele-/ 

Heimarbeitsplätzen 
 Verbesserung der Informationen für 

die Beschäftigten zu den Themen 
Kinderbetreuung und Pflege 

EINRICHTUNG VON TELE- BZW. HEIMARBEITS-

PLÄTZEN 

Hierzu wurde eine Arbeitsgruppe gegrün-
det. Es sollen voraussichtlich im Jahr 2016 
erste Pilotarbeitsplätze eingerichtet werden. 

INFORMATIONSMATERIAL (FLYER) AUFLEGEN 

UND FORTBILDUNGEN FÜR FÜHRUNGSKRÄFTE 

ZUM THEMA „VEREINBARKEIT VON BERUF UND 

PFLEGE“ UND „AKTIVE VATERSCHAFT“ DURCH-

FÜHREN 

 Informationsmaterial wird derzeit auf-
grund der Änderungen in den gesetzli-
chen Rahmenbedingungen erstellt 

 Es wurde eine Fortbildung „Gesund füh-
ren“ im zweiten Halbjahr 2015 durchge-
führt. 
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